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Geschäftszahl 

Ro 2017/07/0026 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 2012/16/0162 B 29. April 2013 RS 1 

Stammrechtssatz 

Nach ständiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes liegen die Voraussetzungen für eine 
Beschwerdeführung nach Art. 132 B-VG in Verbindung mit § 27 VwGG dann nicht vor, wenn die 
Verpflichtung der belangten Behörde nicht auf die Erlassung einer verwaltungsbehördlichen 
Entscheidung (eines Bescheides), sondern auf die Ausstellung einer Bescheinigung (Beurkundung) oder 
auf eine sonstige Leistung, wie etwa die Erteilung einer Auskunft oder die Gewährung von Akteneinsicht 
gerichtet ist. Der Verwaltungsgerichtshof kann aus dem Titel der Verletzung der Entscheidungspflicht nur 
dann angerufen werden, wenn eine Behörde mit einer gegenüber der Partei zu erlassenden 
Sachentscheidung in Verzug geblieben ist. Ein tatsächliches Verhalten - etwa die Gewährung von 
Akteneinsicht - könnte vom Verwaltungsgerichtshof in Stattgebung der Säumnisbeschwerde nicht 
anstelle der belangten Behörde gesetzt werden. Das Verlangen nach Setzung eines tatsächlichen 
Vorganges für sich genommen löst keine Verpflichtung der Behörden zur Erlassung einer 
Sachentscheidung aus, eine solche Verpflichtung tritt erst ein, wenn die Behörde die Akteneinsicht durch 
konkrete Handlungen oder Unterlassungen real verweigert (vgl. etwa die hg. Erkenntnisse vom 6. 
September 2011, 2011/05/0072, mwN, und vom 10. März 2009, 2008/12/0022). 
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